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6. COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung  
6. COVID-19-SchuMaV 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 

Konsumentenschutz, mit der besondere Schutzmaßnahmen gegen die Verbreitung von 

COVID-19 getroffen werden 

 

 
Zusammenkünfte 

§ 14. 

 (1) Das Verlassen des eigenen privaten Wohnbereichs und der Aufenthalt außerhalb des 
eigenen privaten Wohnbereichs zum Zweck der Teilnahme an Zusammenkünften ist für 

Personen, die über keinen 2G-Nachweis verfügen, nur für folgende Zusammenkünfte zulässig: 

1. Begräbnisse; 

2. Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz 1953, BGBl. Nr. 98/1953; 

3. Zusammenkünfte zu beruflichen Zwecken, wenn diese zur Aufrechterhaltung der beruflichen  

Tätigkeit erforderlich sind; 

4. unaufschiebbare Zusammenkünfte von Organen politischer Parteien, sofern eine Abhaltung in  

digitaler Form nicht möglich ist; 

5. unaufschiebbare Zusammenkünfte von Organen juristischer Personen, sofern eine  

Abhaltung in digitaler Form nicht möglich ist; 

6. unaufschiebbare Zusammenkünfte nach dem Arbeitsverfassungsgesetz – ArbVG, BGBl. Nr. 22/1974; 

7. Zusammenkünfte von medizinischen und psychosozialen Selbsthilfegruppen; 

8. das Befahren von Theatern, Konzertsälen und -arenen, Kinos, Varietees und Kabaretts,  

wenn dies mit mehrspurigen Kraftfahrzeugen erfolgt; 

9. Zusammenkünfte gemäß Abs. 6 und den §§ 15 und 16. 

Bei Zusammenkünften gemäß Z 1 bis 7 ist in geschlossenen Räumen eine Maske zu tragen.  

Bei Zusammenkünften gemäß Z 2 gilt dies auch im Freien. 

(2) Unter folgenden Voraussetzungen sind Zusammenkünfte, die nicht von Abs. 1 erfasst 
sind, zulässig: 

1. Zusammenkünfte ohne ausschließlich zugewiesene und gekennzeichnete Sitzplätze,  

wie beispielsweise Hochzeits-, Geburtstags- oder Weihnachtsfeiern, sind nur mit  

bis zu 25 Teilnehmern zulässig. Der für die Zusammenkunft Verantwortliche darf  

die Teilnehmer nur einlassen, wenn sie einen 2G-Nachweis vorweisen. 

1a. Bei Zusammenkünften mit ausschließlich zugewiesenen und gekennzeichneten  

Sitzplätzen darf der für die Zusammenkunft Verantwortliche 

a) höchstens 500 Teilnehmer einlassen, sofern alle Teilnehmer einen 2G-Nachweis  

vorweisen; 

b) höchstens 1.000 Teilnehmer einlassen, sofern alle Teilnehmer einen 2G-Nachweis und  

zusätzlich einen Nachweis über ein negatives Ergebnis eines molekularbiologischen  

Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 72 Stunden zurückliegen darf,  

vorweisen; 

c) höchstens 2.000 Teilnehmer einlassen, sofern alle Teilnehmer einen Nachweis  

gemäß § 2 Abs. 2 Z 1 lit. c und zusätzlich einen Nachweis über ein negatives  

Ergebnis eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht  

mehr als 72 Stunden zurückliegen darf, vorweisen. 
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2. Teilnehmer haben in geschlossenen Räumen eine Maske zu tragen. 

3. Der für die Zusammenkunft Verantwortliche hat Zusammenkünfte mit mehr als  

50 Teilnehmern spätestens eine Woche vorher bei der örtlich zuständigen  

Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen.  

Dabei sind folgende Angaben zu machen: 

a) Name und Kontaktdaten (Telefonnummer, E-Mail-Adresse) des für die Zusammenkunft  

Verantwortlichen, 

b) Zeit, Dauer und Ort der Zusammenkunft, 

c) Zweck der Zusammenkunft, 

d) Anzahl der Teilnehmer. 

 Die Anzeige hat elektronisch an eine von der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde  

bekanntgegebene E-Mail-Adresse oder im Wege einer Web-Applikation zu erfolgen. 

4. Der für die Zusammenkunft Verantwortliche hat für Zusammenkünfte mit mehr  

als 250 Teilnehmern eine Bewilligung der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde  

einzuholen. Dabei sind die Angaben gemäß Z 3 zu machen und ist das Präventionskonzept  

gemäß Abs. 4 vorzulegen. Die Entscheidungsfrist für die Bewilligung beträgt zwei Wochen  

ab vollständiger Vorlage der Unterlagen. 

5. Die Zusammenkunft darf nur zwischen 05.00 und 22.00 Uhr stattfinden. 

6. Für das Verabreichen von Speisen und den Ausschank von Getränken  

gilt § 7 Abs. 1 bis 4 und 6 erster Satz sinngemäß. 

(3) Abs. 1 Schlussteil und Abs. 2 gelten nicht für Zusammenkünfte an denen höchstens vier 
Personen aus unterschiedlichen Haushalten teilnehmen, wobei in diese Personenzahl höchstens 
sechs minderjährige Kinder dieser Personen oder minderjährige Kinder, gegenüber denen diese 

Personen Aufsichtspflichten wahrnehmen, nicht einzurechnen sind, sofern das Verlassen des 
eigenen privaten Wohnbereichs und der Aufenthalt außerhalb des eigenen privaten 
Wohnbereichs einen zulässigen Ausgangsgrund darstellt. 

(4) Bei Zusammenkünften von mehr als 50 Personen hat der für eine 
Zusammenkunft Verantwortliche einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein 

COVID-19-Präventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen. Die 
Bezirksverwaltungsbehörde hat die Einhaltung der COVID-19-Präventionskonzepte 
stichprobenartig zu überprüfen. Das COVID-19-Präventionskonzept ist zu diesem 
Zweck während der Dauer der Zusammenkunft bereitzuhalten und auf Verlangen der 
Bezirksverwaltungsbehörde vorzulegen. 

(5) An einem Ort dürfen mehrere Zusammenkünfte gleichzeitig stattfinden, sofern durch 

geeignete Maßnahmen, wie etwa durch räumliche oder bauliche Trennung oder zeitliche 
Staffelung, eine Durchmischung der Teilnehmer der gleichzeitig stattfindenden 
Zusammenkünfte ausgeschlossen und das Infektionsrisiko minimiert wird. 

(6) Für Zusammenkünfte zu Proben zu beruflichen Zwecken und zur beruflichen 
künstlerischen Darbietung in fixer Zusammensetzung gilt – mit Ausnahme des Erfordernisses 

eines Präventionskonzepts – § 9 Abs. 6 sinngemäß. Sonstige Zusammenkünfte zu Proben oder 
künstlerischen Darbietungen in fixer Zusammensetzung sind unter den Voraussetzungen des 
Abs. 2 zulässig; kann auf Grund der Eigenart der Tätigkeit das Tragen einer Maske nicht 
eingehalten werden, ist durch sonstige geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko zu 
minimieren. Für Zusammenkünfte, die gemäß dem AlVG vom oder im Auftrag des 
Arbeitsmarktservice als Maßnahmen der Nach- und Umschulung sowie zur Wiedereingliederung 

in den Arbeitsmarkt durchgeführt werden, sowie für sonstige Zusammenkünfte zu unbedingt 
erforderlichen beruflichen Aus- und Fortbildungszwecken, zur Erfüllung von erforderlichen 

Integrationsmaßnahmen nach dem Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, und zu 
beruflichen Abschlussprüfungen, gilt § 11 Abs. 2 und 3 sinngemäß. Kann auf Grund der Eigenart 
der Aus- oder Fortbildung oder der Integrationsmaßnahme von Personen das Tragen einer 
Maske nicht eingehalten werden, ist durch sonstige geeignete Schutzmaßnahmen das 
Infektionsrisiko zu minimieren. 

(7) § 14 gilt für alle Zusammenkünfte unabhängig vom Ort der Zusammenkunft. Sofern 

auch die Voraussetzungen der §§ 6 bis 10 erfüllt sind, gilt hinsichtlich des Nachweises einer 
geringen epidemiologischen Gefahr die jeweils strengere Regel. 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2017/68


(8) Abs. 2 Z 2 bis 4 gilt nicht für Zusammenkünfte, die im privaten Wohnbereich 

stattfinden. 

(9) Abs. 2 Z 5 gelangt für Zusammenkünfte gemäß Abs. 2, an denen nicht mehr als zehn 
Personen aus unterschiedlichen Haushalten teilnehmen, nicht zur Anwendung. 

 
 
 
 

Gastgewerbe 

§ 7. 

 (1) Der Betreiber von Betriebsstätten sämtlicher Betriebsarten der Gastgewerbe 
darf Kunden zum Zweck des Erwerbs von Waren oder der Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen des Gastgewerbes nur einlassen, wenn diese einen 2G-Nachweis 
vorweisen. 

(2) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass 

1. jedem Kunden der Betriebsstätte durch den Betreiber oder einen Mitarbeiter  

ein Sitzplatz zugewiesen wird; 

2. die Konsumation von Speisen und Getränken nicht in unmittelbarer Nähe der  

Ausgabestelle erfolgt; 

3. die Betriebsstätte von Kunden – unbeschadet restriktiverer Öffnungszeiten  

auf Grund anderer Rechtsvorschriften – nur im Zeitraum zwischen  

05.00 und 22.00 Uhr betreten wird. 

(3) Speisen und Getränke dürfen in der Betriebsstätte nur im Sitzen an 
Verabreichungsplätzen konsumiert werden. Abweichend davon dürfen Speisen und 
Getränke im Freien an Imbiss- und Gastronomieständen an Verabreichungsplätzen 

auch im Stehen konsumiert werden; Abs. 2 Z 2 gilt nicht. 

(4) Kunden haben in geschlossenen Räumen eine Maske zu tragen. Dies gilt nicht 
während des Verweilens am Verabreichungsplatz. 

(5) Der Betreiber hat einen COVID-19-Beauftragten zu bestellen und ein COVID-19-
Präventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen. 

(6) Selbstbedienung ist zulässig, sofern geeignete Hygienemaßnahmen zur 
Minimierung des Infektionsrisikos gesetzt werden. Diese Maßnahmen sind im COVID-
19-Präventionskonzept gemäß Abs. 5 abzubilden. 

(7) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Betriebsarten der Gastgewerbe, die innerhalb folgender 
Einrichtungen betrieben werden: 

1. Krankenanstalten und Kuranstalten für Patienten; 

2. Alten- und Pflegeheime sowie stationäre Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe für Bewohner; 

3. Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung von Kindern und Jugendlichen einschließlich Schulen und elementaren 
Bildungseinrichtungen; 

4. Betrieben, wenn diese ausschließlich durch Betriebsangehörige oder dort beruflich tätige Personen genützt werden dürfen. 

(8) Abs. 1 und 2 gelten nicht für die Abholung von Speisen und alkoholfreien sowie in 

handelsüblich verschlossenen Gefäßen abgefüllten alkoholischen Getränken. Die Speisen und 
Getränke dürfen nicht im Umkreis von 50 Metern um die Betriebsstätte konsumiert werden. Bei 
der Abholung ist in geschlossenen Räumen eine Maske zu tragen. 

 
 

Link zu: 
6. COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung,  6. COVID-19-SchuMaV 
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